
 
 

Anregungen durch die Träger öffentlicher Belange, Nachbarkommunen und Naturschutzverbände im Rahmen der frühzeitigen  
Trägerbeteiligung gemäß § 4 (1), § 2 (2) BauGB 

Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 

1 Kreis Mettmann 31.01.2013 

23.05.2013 

Untere Wasserbehörde: 

a) Durch die Untere Wasserbehörde wird 
darauf hingewiesen, dass für den Abwas-
serbetriebspunkt Holthausen derzeit kein 
Wasserrecht vorliegt. Im derzeit bei der 
Bezirksregierung laufenden Wasser-
rechtsverfahren sind die neu anzuschlie-
ßenden Flächen in der Gräfrather Straße 
noch nicht enthalten. Hier müsse eine 
Änderung des Wasserrechts beantragt 
werden. 

 

b) Für die aus dem westlichen Plangebiet 
(Gruitener Straße) anfallenden Regen-
wässer, die in das südlich der Autobahn 
gelegene Regenrückhaltebecken eingelei-
tet werden sollen, müsse nachgewiesen 
werden, dass das Planungsrecht und die 
Beckenkonzeption den Anschluss weite-
rer Flächen zulassen. 

 

Untere Bodenschutzbehörde: 

Seitens der Unteren Bodenschutzbehörde 
wird auf eine Altlastenverdachtsfläche der 
Klasse 3 hingewiesen. Es wird angeregt, 
im Vorfeld der Straßenbaumaßnahme ei-
ne orientierende Altlastenuntersuchung in 
Abstimmung mit der Unteren Boden-
schutzbehörde vornehmen zu lassen, die 
Fläche im Bebauungsplan zu kennzeich-
nen und im BP einen Hinweis aufzuneh-

 

Die Anregung ist aufgrund der geänderten Entwässerungsplanung 
nicht mehr zutreffend. 

Die Niederschlagswässer der Gräfrather Straße sollen nicht mehr wie bis-
her geplant, der bestehenden Mischwasserkanalisation zugeführt werden, 
sondern über einen neu zu verlegenden Regenwasserkanal dem Rückhal-
tebecken südlich der Autobahn zugeführt werden. Der Abwasserbetriebs-
punkt Holthausen ist durch die zusätzlich anfallenden Regenwässer somit 
nicht mehr betroffen. Im Gegenteil wird er sogar um die Regenwässer von 
den bestehenden Flächen der Gräfrather Straße entlastet. 
 
 

Der Anregung wird unter Berücksichtigung der geänderten Entwäs-
serungsplanung entsprochen. 

Im Rahmen der weiteren Ausführungs- und Entwässerungsplanung ist zu 
klären, ob das Planungsrecht (Planfeststellung zur A46) und die Becken-
konzeption den Anschluss weiterer Flächen zulassen oder ob das Becken 
für die Aufnahme der Regenwässer erweitert werden muss. Entsprechen-
de wasserrechtliche Genehmigen sind dann im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung zu stellen. 

 
Der Anregung wird entsprochen. 

Die betroffene Fläche wird im Bebauungsplan als Altlastenverdachtsfläche 
gemäß § 9 (5) Nr. 3 BauGB gekennzeichnet. Auch ein entsprechender 
Hinweis wird in den Entwurf des Bebauungsplanes aufgenommen. Im 
Vorfeld der Baumaßnahme ggf. bereits schon im Rahmen der Abbruchar-
beiten wird eine orientierende Altlastenuntersuchung in Abstimmung mit 
der Unteren Bodenschutzbehörde vorgenommen. 
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Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
men, dass in baurechtlichen Verfahren, 
die die altlastenverdächtige Fläche betref-
fen, die Untere Bodenschutzbehörde zu 
beteiligen ist. 

Kreisgesundheitsamt: 

Seitens des Kreisgesundheitsamtes wird 
empfohlen, bei Um- oder Neubauten der 
angrenzenden Wohngebäude eine Bau-
körperstellung festzusetzen oder zu emp-
fehlen, die eine Zuordnung der Aufent-
halts- und Schlafräume zur lärmabge-
wandten Seite vorsieht. 

 

Untere Landschaftsbehörde: 

Seitens der Landschaftsbehörde werden 
keine Anregungen vorgetragen, sofern al-
le im landschaftspflegerischen Fachbei-
trag dargestellten Maßnahmen umgesetzt 
werden. Es wird darauf hingewiesen, dass 
das Plangebiet gemäß § 16 (1) LG NW im 
Geltungsbereich des Landschaftsplanes 
verbleibt. 

 
 
 
 
Die Anregung betrifft nicht das Bebauungsplanverfahren zum BP 
115. 

Die vorhandenen Wohn- und Gewerbebauten im Einzugsbereich des 
Kreuzungsbereiches Polnische Mütze liegen außerhalb des Plangebietes. 
Sie können auch nicht aufgenommen werden, da sie im bauplanungs-
rechtlichen Außenbereich liegen. Im Rahmen von Bauanträgen können 
jedoch durch die untere Bauaufsichtsbehörde oder durch die obere Bau-
aufsichtsbehörde beim Kreis Mettmann entsprechende Empfehlungen ge-
troffen werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

2 Bezirksregierung 
Düsseldorf, Kampf-
mittelräumdienst 

24.01.2013 Seitens des Kampfmittelräumdienstes 
liegt ein diffuser Kampfmittelverdacht vor. 
Es wird die geophysikalische Untersu-
chung der Verdachte sowie die Überprü-
fung der zu überbauenden Fläche emp-
fohlen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständigen 
Stellen weitergeleitet. 
Die Stellungnahme des Kampfmittelräumdienstes wurde an das Tiefbau-
amt und die untere Bauaufsichtsbehörde weitergeleitet. Zudem wird im 
Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, dass ein diffuser Kampfmittel-
verdacht im Plangebiet besteht. 

3 Geologischer Dienst Keine Rückmeldung   
4 Straßen NRW, Re-

gionalniederlassung 
Niederrhein 

01.02.2013 Es werden Anregungen zur Abgrenzung 
der Straßenbegrenzungslinie gemacht. 

Der Anregung wird entsprochen. 
Die Änderungen wurden in den Entwurfsplan eingearbeitet. 
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Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
5 Straßen NRW, Autobahn-

niederlassung Krefeld 

10.01.2013 Es werden keine Anregungen vorgebracht  

6 Landesbetrieb Wald 
und Holz NRW 

16.01.2013 Es werden keine Anregungen vorge-
bracht. 

 

7 LVR, Amt für Lie-
genschaften 

Keine Rückmeldung   

8 Amt für Denkmalpflege Keine Rückmeldung   
9 Amt für Bodendenk-

malpflege 
Keine Rückmeldung   

10 Bergisch-Rheinischer 
Wasserverband 

23.01.2013 Es werden keine Anregungen vorge-
bracht. 

 

11 Industrie- und Han-
delskammer 

Keine Rück-
meldung 

  

12 Handwerkskammer 
Düsseldorf 

06.02.2013 Es werden keine Anregungen vorgebracht  

13 Westnetz Region 
Ruhr-Niedderrhein 

18.02.2013 Es wird darauf hingewiesen, dass sich im 
Bereich des Plangebietes Stromversor-
gungskabel befinden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis wird im Rahmen der weiteren Ausbauplanung beachtet. 

14  PLEdoc 19.12.2012 Es werden keine Anregungen vorge-
bracht. 

 

15 Deutsche Telecom AG Keine Rückmeldung   
16 Unitymedia kabel bw 19.12.2012 Es werden keine Anregungen vorge-

bracht. 
 

17 Stadtwerke Haan 10.01.2013 Es wird darauf hingewiesen, dass im Zu-
ge des Umbaus des Kreuzungsbereiches 
umfangreiche Umverlegungsmaßnahmen 
von Haupt- und Versorgungsleitungen 
durchgeführt werden müssen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis wird im Rahmen der weiteren Ausbauplanung beachtet. 

18 Bezirksregierung 
Arnsberg, Bergbau 
und Energie 

Keine Rückmeldung   

19 Verkehrsverbund Keine Rückmeldung   
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Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
Rhein-Ruhr 
 

20 Eisenbahn Bundes-
amt 

Keine Rückmeldung   

21 Deutsche Bahn Ser-
vice Immobilien 

15.01.2013 Es werden keine Anregungen vorge-
bracht. 

 

22 Busverkehr Rheinland Keine Rückmedung   
23 Rheinbahn Düsseldorf 25.01.2013 Seitens der Rheinbahn wird darauf hin-

gewiesen, dass die Verlegung bzw. der 
Umbau der Haltestelle „Gräfrather Straße“ 
nach der RA St 06 erfolgen muss. Es wird 
dargelegt, dass aufgrund der hohen Ver-
kehrsbelastung von einer ÖV-Bevorrechti-
gung bei der Signalisierung des Knotens 
ausgegangen wird. 

Den Anregungen wird z.T. entsprochen. 
Bei der Umplanung der Bushaltestelle Gräfrather Straße werden die er-
forderlichen Richtlinien berücksichtigt. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, 
dass die RAST 06 auf freier Strecke nicht gilt. Die Rheinbahn wird in die 
Umbauplanung einbezogen. Eine Bevorrechtigung des öffentlichen Ver-
kehrs ist nicht beabsichtigt, da durch den Umbau des Knotenpunktes die 
Verkehrsabwicklung deutlich verbessert wird.  

24 Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb NRW 

Keine Rückmeldung   

25 Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben 

Keine Rückmeldung   

26 Wehrbereichsverwal-
tung West 

25.01.2013 Es werden keine Anregungen vorge-
bracht. 

 

27 Polizeistation Haan Keine Rückmeldung   
28 Landwirtschaftskam-

mer 
Keine Rückmeldung   

29  Erzbistum Köln Keine Rückmeldung   
30 Kath. Kirchengemein-

de Haan 
Keine Rückmeldung   

31 Evangelisches Lan-
deskirchenamt 

Keine Rückmeldung Es werden keine Anregungen vorge-
bracht. 

 

32 Ev. Kirchengemeinde 
Haan 

13.02.2013 Seitens der evangelischen Kirchenge-
meinde wird angeregt, im Kreuzungsbe-
reich eine sichere Querung von Fuß- und 

Den Anregungen wird entsprochen.  
Durch den Umbau des Kreuzungsbereiches „Polnische Mütze“ werden die 
Querungsmöglichkeiten für Fußgänger und Radfahrer deutlich verbessert, 
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Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
Radfahrern zu ermöglichen. Zudem wird 
darauf hingewiesen, dass das Grundstück 
238 der evangelischen Kirche an das 
Plangebiet angrenzt und hierfür eine Er-
schließung auch für KFZ vorgesehen 
werden solle.  
Sofern der Bereich Polnische Mütze als 
ASB ausgewiesen wird, wird seitens der 
Kirche eine nicht nur auf den Bestands-
schutz begrenzte bauliche Nutzbarkeit 
des Grundstückes erwartet 

da zukünftig Querungsmöglichkeiten über alle vier Straßenäste bestehen. 
Für das Kirchengrundstück wird im Bebauungsplan ein Zufahrtsbereich 
festgelegt und im Rahmen der Ausbauplanung eine Überfahrungsmög-
lichkeit berücksichtigt. 
 
 
Die Anregung betrifft nicht das Bauleitplanverfahren zum BP 115 
Die Stadt Haan hat im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum neuen 
Gebietsentwicklungsplan vorgebracht, die bebauten Flächen im Bereich 
der Polnischen Mütze zukünftig als Allgemeinen Siedlungsbereich und 
nicht wie bisher als Freiraum darzustellen. Selbst bei einer entsprechen-
den Ausweisung kann weiteres Baurecht für das Kirchengrundstück nur 
durch die Änderung des Flächennutzungsplanes und durch die Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes geschaffen werden. Ein Anspruch hierauf 
besteht nicht. 

33 Freie ev. Gemeinde Keine Rückmeldung   
34 Neuapostolische Kir-

che NRW 
Keine Rückmeldung   

35 Neuapostolische Kir-
chengemeinde Haan 

Keine Rückmeldung   

36 Stadt Wuppertal 01.02.2013 Seitens der Stadt Wuppertal wird der 
Ausbau der Kreuzung begrüßt. Es wird 
folgendes angeregt: 
• Auf der Gruitener und der Gräfrather 

Str. ist jeweils ein separater Linksab-
bieger einzurichten. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Die Anlage von separaten Linksabbiegespuren auf der Gruitener und 
Gräfrather Straße wird nicht für sinnvoll erachtet. Auf der Gräfrather Stra-
ße müsste durch den zusätzlichen Linksabbieger ein weiteres Gebäude 
abgerissen und weitere zusätzliche Eingriffe in private Grundstücksflä-
chen erfolgen. Sowohl für die Gruitener als auch für die Gräfrather Straße 
wird für die geplante Geradeaus-/Linksabbiegespur gemäß Verkehrsun-
tersuchung des Büros R + K vom März 2012 eine Qualitätsstufe C er-
reicht. Weitere Maßnahmen sind daher nicht erforderlich.  
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Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
• Für den östlich der Kreuzung verlau-

fenden Radweg (Niederbergbahn) ist 
eine sichere Ouerungshilfe zu schaf-
fen. 

Der Anregung wird entsprochen. 
Im Rahmen der Vorentwurfsplanung zum Umbau des Knotenpunktes Pol-
nische Mütze wurde die Anlage einer Mittelinsel im Übergangsbereich 
Bollenheide / Panoramaradweg geprüft und festgestellt, dass diese auf-
grund der nunmehr durchgängigen Vierspurigkeit der Gräfrather Straße, 
nicht umgesetzt werden kann. Aufgrund von Anregungen aus der Bürger-
schaft und seitens der TÖB wird nunmehr zusammen mit dem Landesbe-
trieb Straßen erneut geprüft, ob eine Querungshilfe nicht doch möglich ist. 
Zum Zeitpunkt der Vorlagenerarbeitung war die Prüfung noch nicht abge-
schlossen. Der genaue Ausbau würde im Rahmen der Ausführungspla-
nung erarbeitet werden. Die im Bebauungsplan festgesetzte Straßenver-
kehrsfläche lässt die Errichtung einer solchen Querungshilfe flächenmäßig 
grundsätzlich zu. Alternativ wird der Fuß- und Radverkehr über die Licht-
signalanlage im Bereich der Autobahnauffahrt (Westrampe) geführt. 

37 Stadt Solingen Keine Rückmeldung   

38 Stadt Erkrath 14.02.2013 
05.07.2012 
20.01.2012 

Seitens der Stadt Erkrath wird auf einzel-
ne Anregungen aus zwei Stellungnahmen 
aus dem Jahr 2012 zum BP 168 „Techno-
logiepark Haan, 2. BA“ verwiesen: 

• Seitens der Stadt Erkrath wird angeregt, 
dass im Rahmen des Verkehrsgutach-
tens zum Technologiepark genauere 
Aussagen zu den angenommenen An-
fahrrouten, zur Herkunftsverteilung der 
Beschäftigten und zu Auswirkungen  
hierauf bei Stau auf der A 46 getroffen 
werden sollen. Es wird kritisiert, dass 
die Herkunftsverteilung für Phase 1 des 
Gutachtens nicht eindeutig nachvoll-
ziehbar ist und um zusätzliche Erläute-
rungen gebeten. 

 

 
 

 

 

 

Die Anregungen betreffen nicht das Bauleitplanverfahren zum BP 
115. 

Das Verkehrsgutachten zum Technologiepark Haan, 2. Bauabschnitt des 
Büros R+K vom März 2012 bildet mit der hier angenommen Ansiedlung 
eines Unternehmens mit rund 2900 Mitarbeitern ein Worst-case-Szenario 
ab. Die hieraus resultierenden Verkehrsmengen auf den Knotenpunkt 
„Polnische Mütze“ stellen somit Maximalwerte dar. Die geforderten kon-
kreteren Aussagen zu den Anfahrtsrouten haben somit keine Auswirkun-
gen für die Planung zum BP 115. Da die Planung zur Ansiedlung dieses 
Unternehmens zudem nicht weiterverfolgt wird, ist eine Überarbeitung der 
Anfahrrouten nicht sinnvoll. Ggf. sind im Rahmen der Planungen zum BP 
168 „Technologiepark Haan / NRW, 2. BA“ jedoch die angenommenen 
An- und Abfahrrouten zu bzw. vom Gewerbegebiet nochmals grafisch in 
einer Karte zu verdeutlichen. Dies ist jedoch nicht Inhalt des Planverfah-
rens zum BP 115. 
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Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 

• Es wird angeregt im Verkehrsgutachten 
zum Technologiepark auch den Kno-
tenpunkt Ellscheider Straße/Millrather 
Straße im Analyse und Prognosefall zu 
betrachten. 
 
 

• Es wird angeregt in den schematischen 
Darstellungen zu den Spitzenstunden 
und in den Karten zu den Tagesver-
kehrsanalysen für die Ellscheider Stra-
ße eindeutige Bezeichnungen zu wäh-
len 

 

• Durch die Stadt Erkrath wird auf den an 
die Stadtgrenze zu Haan angrenzenden 
Allgemeinen Siedlungsbereich hinge-
wiesen. Durch die Bauleitplanung der 
Stadt Haan dürfen keine negativen 
Auswirkungen auf diesen Bereich her-
vorgerufen werden. Als mögliche Beein-
trächtigung werden die im Bereich Elp 
durch die Stadt Haan durchgeführten 
Artenschutzmaßnahmen gesehen. 

Die Anregungen betreffen nicht das Bauleitplanverfahren zum BP 
115. 

Die vorgebrachten Anregungen beziehen sich auf die Planungen zum BP 
168 „Technologiepark Haan / NRW, 2. BA“ und haben keine Auswirkun-
gen für das Planverfahren zum BP 115 (s. hierzu auch die vorherige Stel-
lungnahme). 

Der Anregung wird z.T. entsprochen. 

In den schematischen Darstellungen zu den Spitzenstunden steht vor der 
Kreuzung Hochstraße als Bezeichnung „L 357, Ellscheider Straße“. Da 
diese Bezeichnung tatsächlich irreführend ist, wird vorne auf dem Gutach-
ten ein Hinweis angebracht, der auf diesen redaktionellen Fehler auf-
merksam macht. In den Karten zu den Tagesverkehrsanalysen ist die Be-
zeichnung „L357, Millrather Str.“ korrekt. 

Die Anregungen betreffen nicht das Bauleitplanverfahren zum BP 
115. 

Die aufgeführten Artenschutzmaßnahmen resultieren aus der Umsetzung 
der Planung zum Technologiepark Haan | NRW 1. Und 2. Bauabschnitt 
und stehen in keinem Zusammenhang mit den Planungen zum BP 115.  

39 Landesbüro der Natur-
schutzverbände, 
AGNU e.V. Haan 

17.01.2013 Durch die AGNU wird die Planung insge-
samt abgelehnt. Folgende Anregungen 
werden im einzelnen vorgetragen: 

• Das der Planung zugrunde gelegte Ver-
kehrsgutachten zum Technologiepark 
Haan, mit den hierin angenommenen 
Fahrten für die damalige Ansiedlung der 
Firma Johnson Control, wird als über-
zogen und überdimensioniert bewertet. 

 

 

Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Das Verkehrsgutachten zum Technologiepark Haan, 2. Bauabschnitt des 
Büros R+K vom März 2012 bildet mit der hier angenommen Ansiedlung 
eines Unternehmens mit rund 2900 Mitarbeitern ein Worst-case-Szenario 
ab. Die hieraus resultierenden Verkehrsmengen auf den Knotenpunkt 
„Polnische Mütze“ stellen somit Maximalwerte dar. Um langfristig Pla-
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Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
Die hohe Verkehrsbelastung bestehe 
zudem nur an wenigen Stunden des 
Tages. Des Weiteren werden die ange-
nommenen Anfahrzeiten des Verkehrs-
gutachtens kritisiert. 

 

 

 

 

 

• Es wird die Anlage eines Kreisverkehrs 
favorisiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

• Des Weiteren wird die Benachteiligung 
des Radverkehrs aufgrund der erforder-
lichen Umwegfahrten kritisiert. 

 

 

 

nungssicherheit zu erlangen und zukünftig weitere Ausbauerfordernisse 
zu vermeiden, hat sich die Stadt Haan und der Landesbetrieb dazu ent-
schieden, basierend auf dieser Betrachtung den Ausbau der Polnischen 
Mütze zu betreiben. Zudem ist anzuführen, dass gemäß den Ergebnissen 
des Gutachtens, bereits bei der 1. Ausbaustufe (AnalysePlus-Fall) der 
nunmehr angedachte Ausbau zur leistungsfähigen Abwicklung der stark 
auf die Anschlussstelle Haan-Ost gerichteten Verkehrsströme in den Spit-
zenstunden notwendig ist. Die angenommenen Anfahrzeiten sind für das 
Planverfahren zum BP 115 nicht relevant, da die Firma Johnson Control 
mit Ihren Mitarbeitern nicht mehr angesiedelt wird. Die angenommenen 
Anfahrrouten und die starke Konzentration der Verkehre aus dem Techno-
logiepark auf die Anschlussstelle Haan-Ost bleiben jedoch als allgemein-
gültige Aussage auch weiterhin bestehen.  

Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Durch das Büro Runge + Küchler sind im Rahmen der Verkehrsuntersu-
chung zur Polnischen Mütze auch Kreisverkehrsvarianten untersucht wor-
den. Ein Kreisverkehr kann die prognostizierten Verkehrsmengen für bei-
de untersuchten Szenarien nicht aufnehmen, da die Kreisfahrbahn insbe-
sondere in der nachmittäglichen Spitzenstunde durch Rückstauerschei-
nungen von der Autobahnauffahrt in Richtung Düsseldorf zugestaut wird 
und so ein Einfahren in die Kreisbahn aus der südlichen Elberfelderstr. 
und aus der Gruitener Straße nicht möglich ist. Zudem kann ein Kreisver-
kehr nicht nachgebessert werden, d.h. wenn eine mögliche niedrigere 
Prognose nicht eintritt, müsste der gesamte Kreisverkehr wieder in eine 
Kreuzungsanlage zurückgebaut werden. Durch den geplanten Umbau 
wird hingegen eine langfristige und sichere Lösung erreicht. 
 

Der Anregung wird entsprochen. 

Im Rahmen der Vorentwurfsplanung zum Umbau des Knotenpunktes Pol-
nische Mütze wurde die Anlage einer Mittelinsel im Übergangsbereich 
Bollenheide / Panoramaradweg geprüft und festgestellt, dass diese auf-
grund der nunmehr durchgängigen Vierspurigkeit der Gräfrather Straße, 
nicht umgesetzt werden kann. Aufgrund von Anregungen aus der Bürger-
schaft und seitens der TÖB wird nunmehr zusammen mit dem Landesbe-
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Nr. Bezeichnung Eingang Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 

 

 

 

 

 

trieb Straßen erneut geprüft, ob eine Querungshilfe nicht doch möglich ist. 
Zum Zeitpunkt der Vorlagenerarbeitung war die Prüfung noch nicht abge-
schlossen. Der genaue Ausbau würde im Rahmen der Ausführungspla-
nung erarbeitet werden. Die im Bebauungsplan festgesetzte Straßenver-
kehrsfläche lässt die Errichtung einer solchen Querungshilfe flächenmäßig 
grundsätzlich zu. Alternativ wird der Fuß- und Radverkehr über die Licht-
signalanlage im Bereich der Autobahnauffahrt (Westrampe) geführt. 

40 Finanzamt Hilden Keine Rückmeldung   
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Beteiligung als Träger öffentlicher Belange 
 
Bebauungsplan Nr. 115 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
Bereich  Polnische Mütze 
 
Zu der og. Planungsmaßnahme äußere ich mich wie folgt: 
 
 
1. Untere Wasserbehörde 
Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb einer festgesetzten oder fachtechnisch abge-
grenzten Wasserschutzzone. Oberirdische Gewässer sind durch das Planvorhaben nicht 
betroffen. 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan wird dargelegt, dass  

• der Untergrund für eine Versickerung des Niederschlagswassers nicht geeignet ist; 
• das Niederschlagswasser der vorhandenen und ausreichend dimensionierten Ka-

nalisation zugeführt werden soll 
• und die Niederschlagswasserbeseitigung des Plangebietes durch die vorhandene 

technische Infrastrukur gesichert ist. 
 
Folgende Hinweise sind im weiteren Planverfahren zu beachten: 

• Das Niederschlagswasser im Bereich der Gräfrather Straße (östl. Plangebiet) soll 
über das vorhandene Mischwassernetz dem Abwasserbetriebspunkt „Holthausen“ 
zugeführt werden. Für diesen Betriebspunkt liegt derzeit kein Wasserrecht vor. Im 
derzeit - bei der Bezirksregierung - laufenden Wasserrechtsverfahren sind die neu 
anzuschließenden Flächen des Plangebietes der Gräfrather Straße noch nicht be-
rücksichtigt. Hier ist eine Änderung des Wasserrechts zu beantragen. 

• Das Niederschlagswasser der Gruitener Straße (westliches Plangebiet) soll über 
einen vorhandenen, ausreichend dimensionierten Kanal in das an der A 46 gelege-
ne Rückhaltebecken des Landesbetriebs Straßen.NRW abgeleitet werden. Hier ist 
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nachzuweisen, dass das Planungsrecht (Planfeststellung für den Ausbau der A 46 
und das Rückhaltebecken) und die Beckenkonzeption den Anschluss weiterer Flä-
chen zulassen.  

 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen bei Beachtung und Umsetzung der vorstehen-
den Hinweise keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplans. 
 
 
2. Untere Immissionsschutzbehörde 
Gegen das o.g. Bauleitplanverfahren bestehen aus der Sicht des anlagenbezogenen Im-
missionsschutzes keine Bedenken. 
 
 
3. Untere Bodenschutzbehörde 
3.1 Allgemeiner Bodenschutz 
Aus Sicht des Allgemeinen Bodenschutzes werden keine Anregungen vorgebracht. 
 
3.2 Altlasten 
Auf den Flurstücken 438, 439 und 440 befindet sich der im Kataster des Kreises Mettmann 
über Altlasten, altlastverdächtige Flächen, schädliche Bodenveränderungen, Verdachtsflä-
chen und Deponien („Altlastenkataster“) mit der Kreis-Nr. 7275/24 Ha verzeichnete Alt-
standort „ehem. Fa. Hugenbruch“. 
Dieser Altstandort ist bislang nicht weiter untersucht worden. Aufgrund der langjährigen 
Nutzung als Standort eines Großhandels in verschiedenen Bereichen (chemische Erzeug-
nisse, Baustoffe und Bauelemente aus mineralischen Stoffen, feste Brennstoffe und Mine-
ralölerzeugnisse) in der Handel- und Lagerungsbranche und als Standort einer Tankstelle 
ist nicht auszuschließen, dass von der Fläche Gefahren ausgehen bzw. Belastungen vor-
handen sind. Somit ist der Altstandort mit der Altlastenklasse 3 („altlastverdächtige Flä-
che“) im Kataster verzeichnet. 
 
Es wird angeregt, im Vorfeld der geplanten Baumaßnahme auf der entsprechenden Flä-
che in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises eine Orientierende 
Altlastenuntersuchung durchführen zu lassen, die Fläche im Bebauungsplan gemäß dem 
Auszug aus dem Altlastenkataster zu kennzeichnen und im Bebauungsplan den Hinweis 
aufzunehmen, dass die Untere Bodenschutzbehörde in baurechtlichen Verfahren, die die 
altlastverdächtige Fläche betreffen, zu beteiligen ist. 
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4. Aus Sicht des Kreisgesundheitsamtes: 
In dem Schallgutachten (Accon Köln, vom 19.10.12; Anlage zum BP) wurde ermittelt, dass 
durch die geplante wesentliche Änderung der Straßen im BP-Gebiet zusätzliche Über-
schreitungen der Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. 
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BImSchV) für Mischgebiete für den Tages- und Nachtzeitraum an Gebäuden innerhalb 
und an einem Gebäude außerhalb des Ausbaubereichs entstehen. Bereits zum heutigen 
Zeitpunkt sind die ermittelten Beurteilungspegel in diesen Bereichen sehr hoch (über 70 / 
60 dB(A) tags / nachts) und damit gesunde Wohnverhältnisse in den entsprechenden Be-
reichen nur eingeschränkt gegeben. 
 
Aufgrund der o.g. festgestellten Werte soll im Rahmen eines nachfolgenden Verfahrens 
gemäß der 24. BImSchV geprüft werden, welche konkreten passiven Schallschutzmaß-
nahmen für welche Gebäudefassaden umzusetzen sind. 
Hierbei sollten auch insbesondere schalldämmende, evtl. fensterunabhängige Lüftungsan-
lagen gemäß VDI 2719 für zum Schlafen geeignete Räume, die zu den Bundes- und 
Landstraßen hin orientiert sind, installiert werden (bzw. nach VDI 2719 bei nächtlichen Be-
urteilungspegeln über 50 dB(A)). 
 
Für den BP wird empfohlen, für die angrenzenden Wohngebäude (obwohl diese sich au-
ßerhalb des jetzigen Plangebietes befinden) nach Möglichkeit für den Fall von Um- oder 
Neubauten eine Gebäudeanordnung / Grundrissgestaltung festzusetzen oder zu empfeh-
len, bei der die Aufenthaltsräume oder zumindest die zum Schlafen geeigneten Räume auf 
den lärmabgewandten Seiten anzuordnen sind. 
 
 
5. Aus Sicht des Liegenschaftsamtes: 
Es werden keine Anregungen vorgebracht. 
 
 
6. Untere Landschaftsbehörde: 
Landschaftsplan:  
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplanes und im Entwicklungsziel 
Nr. 1.2-16 „Anreicherung“. Natur- oder Landschaftsschutzgebiete werden nicht überplant, 
aber geringfügig der geschützte Landschaftsbestandteil Nr. 2.8-19.  
Vor Abgabe einer fachtechnischen Stellungnahme werde ich im Beteiligungsverfahren zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes den Beirat beteiligen. Nach erfolgter Beiratsbeteiligung 
(voraussichtlich am 13.03.2013) werde ich eine Nachricht über das Ergebnis abgeben.  
 
 
7. Planungsrecht: 
Im aktuellen Flächennutzungsplan der Stadt Haan ist das betroffene Gebiet als Fläche für 
den überörtlichen Verkehr und für die örtlichen Hauptverkehrszüge dargestellt. Angren-
zend ist eine Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.  
Die og. Planungsmaßnahme entspricht also den derzeitigen FNP-Darstellungen der Stadt 
Haan. Damit kann der Bebauungsplan als aus den Darstellungen des wirksamen Fläche-
nnutzungsplanes entwickelt angesehen werden. 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
Saxler 
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